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lierte Erneuerbare-Energien-Richtlinie 
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Fest steht: Der Ausbau der erneuerba-
ren Energien ist zur Bewältigung des 
stetig fortschreitenden Klimawandels 
und zum Erreichen der Klimaziele der 
Europäischen Union bis 2050 unerläss-
lich. Zudem hat der russische Angriffs-
krieg gegen die Ukraine dessen Bedeu-
tung und Dringlichkeit noch einmal er-
höht, um die Energieversorgungssicher-
heit zu gewährleisten. Fest steht aber 
auch: Der Ausbau der Erneuerbaren 
geht derzeit – vor allem auch wegen 
langwieriger Genehmigungsverfahren 
und zeitintensiver Umweltschutzprü-
fungen – teilweise nur schleppend vo-
ran. Bereits zuvor schon geltende 
Höchstfristen für die Genehmigungsver-
fahren werden vielfach überschritten.  

Vor diesem Hintergrund bemüht man 
sich auch auf europäischer Ebene seit 
einiger Zeit um eine Beschleunigung 
des Erneuerbaren-Ausbaus. Als unmit-
telbare Reaktion auf den Kriegsbeginn 
in der Ukraine wurde am 30. Dezember 
2022 die sog. EU-Notfall-Verordnung 
(EU) 2022/2577 erlassen, um Verfahren 
zur Genehmigungserteilung für EE-An-
lagen kurzfristig zu beschleunigen. Sie 
gilt bis 30. Juni 2024 und wurde in Tei-
len jüngst bis 30. Juni 2025 verlängert. 
Das Herzstück der Beschleunigungsin-
strumente bilden hier Art. 3 und 6 EU-
Notfall-VO. Dabei schreibt Art. 3 EU-Not-
fall-VO bei bestimmten Abwägungsent-
scheidungen des europäischen Um-
weltrechts eine Regelvermutung für ein 
überwiegendes öffentliches Interesse an 
Planung, Bau und Betrieb von Erneuer-
baren-Anlagen und deren Netzan-
schluss sowie ihren Beitrag zur öffentli-
chen Gesundheit und Sicherheit fest.  

Art. 6 EU-Notfall-VO hingegen lässt in 
ausgewiesenen Gebieten in den Geneh-
migungsverfahren für erneuerbare 
Energien den Entfall der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und eine Modifizie-
rung der bisherigen Artenschutzprü-
fung zu. Deutschland hat Art. 6 EU-Not-
fall-VO insbesondere für Windenergie-
anlagen an Land durch § 6 WindBG um-
gesetzt. Die Genehmigungsbehörde hat 
hiernach auf Grundlage vorhandener 
Daten geeignete und verhältnismäßige 
Minderungsmaßnahmen für den Arten-
schutz anzuordnen. Soweit solche nicht 
verfügbar oder Daten nicht vorhanden 
sind, hat der Betreiber eine Zahlung in 
nationale Artenhilfsprogramme zu leis-
ten. 

Nach einem über zweijährigen Ver-
handlungsmarathon ist zum 20. No-
vember 2023 zudem die Erneuerbare-
Energien-Richtlinie (EU) 2018/2001 no-
velliert worden. Im Mittelpunkt der Än-
derungsrichtlinie (EU) 2023/2413 stehen 
dabei die sog. Beschleunigungsgebiete 
für erneuerbare Energie, die zu einem 
Paradigmenwechsel in den Genehmi-
gungsverfahren führen und so zu deren 
Beschleunigung beitragen sollen. Für 
die Umsetzung in nationales Recht sind 
dem Gesetzgeber enge Fristen gesetzt. 
Dabei enthält die Richtlinie zahlreiche 
Unklarheiten und offene Fragen, die die 
Umsetzung einerseits erschweren, an-
dererseits jedoch auch weite Spiel-
räume eröffnen.  

Das Konzept der Beschleunigungsge-
biete bringt Neuerungen sowohl auf 
Planungs-/Gebiets- als auch auf Geneh-
migungsebene mit sich. Zunächst sol-
len die Mitgliedstaaten bis zum  
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21. Februar 2026 sog. Beschleunigungs-
gebiete ausweisen, in denen in Anbe-
tracht der Besonderheiten des ausge-
wählten Gebiets voraussichtlich keine 
erheblichen Umweltauswirkungen zu 
erwarten sind. Bestimmte besonders 
sensible Gebiete sind daher von der 
Ausweisung ausgenommen. Erforder-
lich ist auf Planebene zudem die Durch-
führung einer Strategischen Umwelt-
prüfung und ggf. einer FFH-Verträglich-
keitsprüfung. Darüber hinaus sind be-
reits in den Plänen zur Ausweisung des 
Beschleunigungsgebiets „geeignete Re-
geln für wirksame Minderungsmaßnah-
men“ vorzusehen, um mögliche nega-
tive Umweltauswirkungen zu vermei-
den oder erheblich zu verringern – ein 
Novum für die deutsche Planungspra-
xis.  

Im Gegenzug kommt es bei Einhaltung 
dieser im Plan festgelegten Regeln und 
Minderungsmaßnahmen zu Erleichte-
rungen im materiell-rechtlichen Prüf-
programm auf Genehmigungsebene, 
insbesondere durch den Wegfall be-
stimmter Prüfpflichten aus dem euro-
päischen Umweltrecht. Stattdessen fin-
det ein Screening auf Basis vorhandener 
Daten hinsichtlich „höchstwahrschein-
lich erheblicher unvorhergesehener 
nachteiliger Auswirkungen“ des Vorha-
bens statt, das weitere Folgeprüfungen 
nach sich ziehen kann. Was genau unter 
dieser Screening-Formel zu verstehen 
ist, bestimmt die Richtlinie nicht weiter, 
sodass hier umfassender Konkretisie-
rungsbedarf im Rahmen der Umset-
zung besteht. Ferner wird das überwie-
gende öffentliche Interesse nach Art. 3 
EU-Notfall-VO über Art. 16f der geänder-
ten EE-RL 2023 in seinen wesentlichen 
Teilen fortgeführt und damit quasi ent-
fristet. 

 

 

 

 

Kernergebnisse  

▶ Zum Erreichen der europäischen Kli-
maziele bis 2050 und zur Gewährleis-
tung von Energieversorgungssicher-
heit muss das Tempo beim Ausbau von 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer 
Energie erhöht werden. Der Unionsge-
setzgeber bemüht sich unter anderem 
mit der EU-Notfall-Verordnung und der 
novellierten Erneuerbare-Energien-
Richtlinie um eine erhebliche Be-
schleunigung der Genehmigugnsver-
fahren. 

▶ Die zunächst bis zum 30. Juni 2024 be-
fristete und nunmehr in Teilen bis 30. 
Juni 2025 verlängerte EU-Notfall-Ver-
ordnung dient als „Brücke“ bis zur Um-
setzung der Erneuerbaren-Richtlinie. 
Sie ist in der Genehmigungspraxis 
mittlerweile angekommen und zeigt 
erste Beschleunigungswirkung.  

▶ Durch das Konzept der Beschleuni-
gungsgebiete wird der eingeleitete 
Systemwechsel in der geänderten Er-
neuerbaren-Richtlinie fortgeführt. Der 
Ausbau der Erneuerbaren wird als Kli-
maschutzmaßnahme einem genehmi-
gungsrechtlichen Sonderregime im eu-
ropäischen Umweltrecht unterstellt. 
Dabei entfallen zeitintensive Umwelt-
prüfungen auf Genehmigungsebene 
oder werden modifiziert. Im Gegenzug 
müssen umweltrechtliche Aspekte be-
reits verstärkt auf der abstrakteren, 
vorgelagerten Planungsebene abgear-
beitet werden. 

▶ Die Regelungen der Erneuerbaren-
Richtlinie sind geprägt von zahlreichen 
Unklarheiten, die dem nationalen Ge-
setzgeber ein hohes Maß an Konkreti-
sierung bei der Umsetzung abverlan-
gen. Davon und von der Nutzung der 
bestehenden Umsetzungsspielräume 
wird die tatsächliche Beschleunigungs-
wirkung maßgeblich abhängen.  

 


